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An den Oberbürgermeister 
der Stadt ~ ü r n b e r ~  
Dr. Ulrich Maly 
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Nürnberg, 4. April 2007 
Riedellst 

Ausschuss für Recht, Wirtschaft und Arbeit am 02. Mai 2007 
Geplante Kblndigungen der Beschgftigten des Quelle-Kundenservices 

Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister, 

die geplanten Kündigungen der 81 5 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Quelle- 
Kundenservices und die damit verbundene Ankündigung einer Ausgliederung des Kun- 
denservices in eine eigens dafür gegründete Servicegesellschaft mit drastisch niedrige- 
ren Löhnen von knapp 50 % des bisherigen Einkommens stellt eine Dimension des 
Handelns von Wirtschaftsunternehmen unserer Region dar. 

Sollte es soweit kommen, ist klar. dass viele der Beschäftigten gar keine andere Wahl 
haben, als dann zu diesen Bedingungen zu arbeiten, obgleich auch klar ist, dass der in 
der Diskussion befindliche Lohn von E 1.100 brutto für Familier, nicht mehr zur Exis- 
tenzsicherung reichen wird. Mit der Drohung der Verlagerung nach Osteuropa verleiht 
der Karstadt-Quelle-Konzern damit seinen Sanierungsmaßnahmen Nachdruck. Dass es 
sich bei dieser Dimension von Lohnkllrzungen wohl auch um die Durchsetzung von 
inzwischen üblichen Renditeerwartungen der Kapitaleigner handelt, wird ebenfalls deut- 
lich. 

Hinzu kommt, dass zu erwarten ist, dass eine nennenswerte Anzahl von Quelle- 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern mit diesen LlShnen in die Hilfebedurftigkeit gedrsngt 
wird, und sie in Zukunft aufstockende Leistungen nach dem SGB II (Hartz IV) für Le- 
bensunterhalt und Wohnung benötigen. Damit wird ein Teil der Quelle-Sanierung auf 
die Allgemeinheit verlagert. All dies, verbunden mit der fatalen psychologischen Wir- 
kung, dass die Menschen selbst mit Vollzeitarbeit ihre Existenz nicht mehr sichern kän- 
nen, zeigt die Notwendigkeit der Diskussion eines existenzsichernden Mindestlohns. 



Die SPD-Stadtratsfraktion stellt daher zur Behandlung im Ausschuss für Recht, Wirt- 
schaff und Arbeit arn 2. Mai 2007 folgenden 

1. Die Verwaltung berichtet über ihre Gespräche mit der Geschäftsleitung von Kar- 
stadt-Quelle bzw. des Quelle-Kundense~ices und über die geplanten Maßnahmen 
des Karstadt-Quelle-Konzerns. 

2. Der Ausschuss für Recht, Wirtschaft und Arbeit appellierk im Namen des Nürnber- 
ger Stadtrats an die FOhrung des Karstadt-Quelle-Konzerns 

die bestehenden Arbeitsplätze fUr die Mitarbeiterinnen 
ten 
im Rahmen evtl. notwendiger Umstrukturierungen den Mitarbeiterinnen und Mit- 
arbeiter angemessene Löhne zu zahlen, die in der Lage sind, deren Existenz zu 
sichern und zusätzliche staatliche Transfetzahlungen nicht notwendig machen. 

Mit freundlichen GrUßen 

- 
Lorenz Gradl 
Stv. Vorsitzender 


